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von Sachen vom Nutzungsbedürfnis der Ehegatten und der 
Kinder auszugehen und eine im Ergebnis ausgeglichene Ver­
teilung herbeizuführen (Ziff. 2.1. letzter Absatz). Diese Orien­
tierung erleichtert den Gerichten und den Bürgern eine ge­
rechte und überzeugende Verteilung. Insoweit hat es sich als 
richtig erwiesen, die in der Richtlinie Nr. 24 (vgl. Abschn. A II 
Ziff. 6 bis 8) vorgenommene Trennung von wertmäßiger und 
gegenständlicher Teilung aufzugeben. Der Hinweis in Ziff. 2.2. 
zweiter Absatz, die Sachen, die der alltäglichen notwendigen 
Lebensführung dienen, nach der Zahl der Familienmitglieder 
zu verteilen, hat dazu geführt, daß sich die gerichtliche Ver­
teilung nicht mehr in dem früheren Umfang auf eine Viel­
zahl von Sachen mit einem im einzelnen verhältnismäßig ge­
ringen Wert zu erstrecken hat. Auch die in Ziff. 2.3. erster 
Absatz enthaltene Empfehlung, die für die Kinder bestimm­
ten bzw. von ihnen genutzten Sachen von der weiteren, allein 
auf die Ehegatten bezogenen Eigentumsverteilung auszuneh­
men, hat sich günstig ausgewirkt.

Ziffer 2.3. knüpft an die bisherige Rechtsprechung an und 
weist für die Beachtung der Interessen der Kinder auf typi­
sche Gesichtspunkte hin: auf die Zahl der Kinder und auf ihr 
Alter, das für ihr weiteres mehr oder weniger langes Zusam­
menleben mit dem Erziehungsberechtigten bei der Eigentums­
verteilung beachtlich ist. Je länger die Kinder auf Grund ih­
res Alters bei dem Erziehungsberechtigten leben werden, um 
so mehr sind ihre künftigen zunehmenden Bedürfnisse vor­
ausschauend in die Verteilung einzubeziehen. Daneben kön­
nen weitere Umstände zu berücksichtigen sein (z. B. der Um­
fang der zu verteilenden Sachen). Je mehr Sachwerte vorhan­
den sind, um so leichter 1st es, die Bedürfnisse der Kinder zu 
berücksichtigen. Je weniger zu verteilen ist, um so mehr tre­
ten die Interessen der Kinder und des Erziehungsberechtigten 
in den Vordergrund.8 Im Ausnahmefall kann es unter dieser 
Voraussetzung auch erforderlich sein, bei der sonstigen Ver­
teilung die Interessen der Kinder und des Erziehungsberech­
tigten zusätzlich zu berücksichtigen9 (z. B. bei der Auseinan­
dersetzung zu Ansprüchen, die mit Ausgaben der Ehepartner 
für die Wohnung verbunden sind, vor allem dann, wenn ge­
gen den Vermieter keine Ansprüche auf Erstattung veraus­
lagter Beträge bestehen).

Im Zusammenhang mit Ziff. 2.3. ist hervorzuheben, daß 
die zur Zeit des Erlasses der Richtlinie in der Arbeit der Ge­
richte bereits zurückgedrängten Reste einer schematischen 
Verteilung nach Prozentsätzen oder Bruchteilen10 11 12 inzwischen 
auch in den Ausführungen der Prozeßparteien bzw. ihrer Pro­
zeßbevollmächtigten zur Ausnahme geworden sind. Soweit die 
Gerichte mit diesen unzutreffenden Auffassungen noch kon­
frontiert werden, sollten sie sich unter Hinweis auf die Richt­
linie und die Rechtsprechung des Obersten Gerichts damit be­
reits zu Beginn des Verfahrens eindeutig auseinandersetzen.

Ähnliche Erwägungen und Differenzierungsgesichtspunkte 
wie in Ziff. 2.3. bestimmen auch die Ziff. 2.4. zur Berücksich­
tigung besonderer persönlicher Lebensumstände eines Ehe­
gatten. Sie können „insbesondere durch einen höheren An­
teil“, jedoch ebenso bei der Verteilung der Sachen selbst von 
Bedeutung sein. Vereinzelt geschieht es, daß Umstände, die 
ein Ehegatte zu seinen Gunsten vorträgt, ohne weitere Prü­
fung nicht zu seinem Vorteil, sondern zu seinem Nachteil be­
rücksichtigt werden. Das widerspricht dem Anliegen der 
Ziff. 2.4. So kann das Gericht z. B. nicht unterstellen, ein Ehe­
gatte, der in anderem Zusammenhang auf seine einge­
schränkte Leistungsfähigkeit hinweist, sei nicht in der Lage, 
ein Gartengrundstück zu bewirtschaften. Der Überlegung, daß 
mit der Entscheidung die künftige ordnungsgemäße Bewirt­
schaftung zu sichern ist, ist voll zuzustimmen. Die gegebenen 
Zweifel und Bedenken sind jedoch im Hinblick auf die ge­
sundheitliche Beeinträchtigung und ihre Auswirkungen für 
die zu leistenden Arbeiten konkret aufzuklären.11 Andernfalls 
werden die Interessen eines gesundheitlich beeinträchtigten 
oder geschädigten Ehegatten, die ein größeres Nutzungsbe­
dürfnis (Ziff. 2.2.) auf seiner Seite begründen können, zu sei­
nem Nachteil negiert. Dieses Ergebnis ist insbesondere dann 
nicht zuzulassen, wenn die Prozeßparteien bestimmte Sachen 
(z. B. einen Pkw) vor allem im Interesse eines kranken Ehe­
gatten oder Kindes — mitunter sogar verbunden mit der Nut­

zung gesellschaftlicher und staatlicher Vergünstigungen für 
geschädigte Bürger — erworben haben.19

Schutz der Rechte der Beteiligten

Die Erfahrungen zu Ziff. 2.5. zeigen, daß der in § 39 Abs. 2 
FGB vorgesehene Fall, daß eiin Ehegatte — gegebene subjek­
tive Möglichkeiten vorausgesetzt — weder durch Erwerbstä­
tigkeit noch durch Arbeit im Haushalt seinen Beitrag zum 
Eigentumserwerb leistet, sehr selten ist. In den meisten Ehen 
sind beide Ehepartner berufstätig, und beide nehmen ihre 
Verantwortung und ihre Pflichten für die Familie bei beste­
hender Ehe gemäß § 12 FGB voll wahr.

Wenn Probleme die Beachtung der Ziff. 2.5. erfordern, ste­
hen sie meistens in Verbindung mit der Ehekrise. Sie zeigen 
sich in eigenmächtigen Geldabhebungen von Konten, in über­
steigerten Ausgaben, im Verkauf von Sachen ohne Kenntnis 
des anderen Ehegatten. Zunächst ist in diesen Fällen klarzu­
stellen, daß alle die Ausgaben und Handlungen, die der übli­
chen Lebensweise der Familie entsprechen oder durch beson­
dere Ereignisse (z. B. Jugendweihe eines Kindes) bedingt sind, 
für die Eigentumsverteilung unbeachtlich sind. Konsequenzen 
können sich nur bei einem nicht zu billigenden Verhalten 
eines Ehegatten zum Nachteil des gemeinschaftlichen Eigen­
tums ergeben. Beide Voraussetzungen müssen Zusammentref­
fen. Sobald bei eigenmächtigem Verhalten kein Nachteil ein­
getreten ist (z. B. anstelle der verkauften Sache ist ein ange­
messener Geldbetrag vorhanden, oder vom abgehobenen Geld 
erfolgte eine Anschaffung für das gemeinschaftliche Eigen­
tum), bleibt der Gesamtumfang der gemeinschaftlichen Werte 
unverändert. Allerdings können sich für die Verteilung ent­
sprechende Folgen ergeben. Das gilt auch bei noch nicht (oder 
nicht rechtswirksam) erfolgten Verkäufen von Sachen. So ist 
es voll und ganz zu billigen, wenn der Ehegatte, der den 
Verkauf beabsichtigte (oder nicht rechtswirksam vorgenom­
men hat), die betreffende Sache nicht als sein Alleineigentum 
erhält.

Hinsichtlich der Wirksamkeit von Kaufverträgen, die ein 
Ehepartner gegen den Willen des anderen abgeschlossen hat, 
haben die Gerichte die in § 15 FGB angeführten Voraussetzun­
gen sehr exakt zu prüfen, um Scheinverkäufe auszuschließen. 
Es ist zu untersuchen, ob die Nichtigkeitsgründe des ZGB vor­
liegen. So kann ein Kaufvertrag nichtig sein (§ 68 Abs. 1 
Ziff. 2 ZGB), wenn mit seinem Abschluß der sozialistischen 
Moral widersprechende Ziele (§ 15 ZGB) verfolgt wurden.13 
Bei einem im Zivilverfahren gemäß § 15 FGB durch einen 
Ehegatten angefochtenen Kaufvertrag sind die Kosten dieses 
Verfahrens — unabhängig von seinem Ausgang — in der Re­
gel in voller Höhe zu Lasten des Ehegatten zu berücksichti­
gen, der gemeinschaftliches Eigentum verkauft hat.14 Bei Ver­
käufen, die unter dem Wert der Sache erfolgten, ist der Ver­
teilung der Preis zugrunde zu legen, der ihrem Verkaufswert 
entspricht. In allen anderen Fällen ist von dem Preis auszu­
gehen, der tatsächlich erzielt wurde.

Dieselben Erwägungen treffen zu, wenn ein Ehegatte eine 
Sache in Besitz hatte, die ihm (tatsächlich oder angeblich) ab­
handen gekommen ist. Die Gerichte haben keine unredlichen 
oder spekulativen Verhaltensweisen eines Ehegatten zuzulas­
sen, die sich für das gemeinschaftliche Eigentum nachteilig 
aus wirken.

In diesem Zusammenhang ist auch zu betonen, daß das Ge­
richt die Ehepartner bereits im Eheverfahren rechtzeitig dar­
auf hinweisen sollte, daß das gemeinschaftliche Eigentum bis 
zur Aufteilung fortbesteht, die gegenseitige Vertretungsbefug­
nis der Ehegatten gemäß § 11 FGB jedoch mit rechtskräftiger 
Ehescheidung beendet ist. Demzufolge können danach beide
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